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WÄHRUNGSPOLITIK

Die Neufassung des IWF-Übereinkommens
Erika Wagenliöfer, Bonn

Vom 25. bis 28. September 1978 fand die Jahresversammlung von IWF und Weltbankgruppe in Wa­
shington statt. Es war die erste Jahresversammlung nach Inkrafttreten der Neufassung des IWF-Über- 
einkommens zum 1. April 1978. Lobpreisungen der aktuellen währungspolitischen Szene sind nicht im 
Übermaß nach außen gedrungen. Allgemeine Übereinstimmung bestand aber darüber, daß die Rolle 
des IWF gestärkt werden müsse. Eine wesentlich größere Bedeutung des IWF in der internationalen 
währungspolitischen Zusammenarbeit sieht das neugefaßte IWF-Übereinkommen in der Tat vor. Wel­
ches sind die wesentlichen Änderungen?

Die Verfasser der Abkommensänderungen wa­
ren bestrebt, der veränderten wätirungspoliti- 

sclien W irk lic likeit gerectit zu werden und Rege­
lungen zu entwerfen, die aucli bei künftigen welt­
wirtschaftlichen Wandlungen ausreichende Flexi­
b ilitä t bieten. Die Erfahrungen des Zwanziger- 
Ausschusses hatten nämlich gezeigt, daß die Zeit 
für eine umfassende Reform aller Aspekte des in­
ternationalen Währungssystems nicht reif war.

Zur Beurteilung der Fortschritte, die mit der Zwei­
ten Abkommensänderung erzielt worden sind, sei 
hier ein kurzer Rückblick erlaubt.

Die internationale Währungsordnung wurde seit 
Mitte der 60er Jahre durch krisenhafte Entwicklun­
gen erschüttert. Die Ereignisse kulminierten am 
15. August 1971 in der Ankündigung des Präsiden­
ten der Vereinigten Staaten von Amerika, ab so­
fort offizielle Dollarguthaben nicht mehr in Gold 
zu konvertieren. Damit brach ein ohnehin zuneh­
mend schwächer gewordener Eckpfeiler des Bret- 
ton-Woods-Systems endgültig zusammen. Die in­
ternationale Gemeinschaft war sich der Tragweite 
des Geschehens sofort bewußt. Anläßlich der IWF- 
Jahresversammlung wurde das IWF-Direktorium 
am 1. Oktober 1971 beauftragt, „a lle  Aspekte des 
internationalen Währungssystems zu prüfen ein­
schließlich der Rolle der Reservewährungen, des 
Goldes und der Sonderziehungsrechte, der Kon­
vertierbarkeit, der Wechselkursbestimmungen des

Erika Wagenhöfer, Dipl.-Voikswirtin, ist Re­
gierungsdirektorin im Bereich Internationale 
Währungsordnung des Bundesministeriums 
der Finanzen.

IWF-Abkommens und der von destabilisierenden 
Kapitalbewegungen verursachten Probleme“ . Das 
D irektorium wurde ferner aufgefordert, umgehend 
über notwendige oder zweckmäßige Maßnahmen 
zur Verbesserung des Währungssystems zu be­
richten und, soweit erforderlich, Vorschläge für 
die Änderung des IWF-Abkommens zu unterbrei­
ten. Nach einem ersten Bericht des Direktoriums 
wurden die Arbeiten im Juli 1972 dem zu diesem 
Zweck gegründeten Zwanziger-Ausschuß auf M ini­
sterebene übertragen. (Die merkwürdige Namens­
gebung ist auf die Zusammensetzung des Aus­
schusses zurückzuführen: Wie im Direktorium 
stellten auch im Ausschuß die fünf M itglieder mit 
den größten Quoten je ein M itglied; die übrigen 
M itglieder wurden von regionalen Gruppen ge­
wählt.)

Im Laufe der Währungskrisen war als eine we­
sentliche Schwäche des Systems die fehlende 
Symmetrie zwischen Reservewährungsländern und 
Nichtreservewährungsländern offenkundig gewor­
den. Ein weiterer Mangel wurde in der unzurei­
chenden Einwirkungsmöglichkeit der internationa­
len Gemeinschaft auf das nationale Verhalten ge­
sehen. Der Zwanziger-Ausschuß war daher darum 
bemüht, auf mehreren Wegen eine größere Sym­
metrie und internationale Einflußnahme im System 
zu verankern, ln der Wechselkurspolitik wurde 
der Vorschlag eines Multiwährungsinterventions­
systems diskutiert; der Ausgleich der Zahlungs­
bilanzsalden sollte nach Möglichkeit in Primär­
reserven -  Gold und SZR -  vorgenommen wer­
den; die Bedeutung nationaler Währungen in den 
Währungsreserven sollte verringert werden, z. B. 
durch das Instrument eines beim Fonds zu errich­
tenden Substitutionskontos für den Dollarüber­
hang. Größere Symmetrie wurde auch zwischen
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Überschuß- und Defizitländern im Hinblick auf 
ihre Anpassungsverpflichtungen angestrebt. Der 
Ausschuß erörterte in diesem Zusammenhang die 
Einführung von Druckmitteln und objektiven Indi­
katoren, die IVlaßnahmen zum Zahlungsbiianzaus- 
gleich auslösen würden. Das Wechselkurssystem 
sollte weiterhin auf festen, aber anpassungsfähi­
gen Paritäten beruhen; die Freigabe der Wechsel­
kurse sollte nur in besonderen Situationen geneh­
migt werden dürfen.

Evolutionäre Fortentwicklung

Dies sind wesentliche Elemente des im Juni 1974 
vorgelegten Abschlußberichts des Zwanziger-Aus- 
schusses. Die Autoren waren sich zu diesem Zeit­
punkt längst bewußt, daß sich ihre Vorstellungen 
nicht realisieren ließen. Hohe und divergierende 
Inflationsraten, die Ölpreisexplosion und der weit­
verbreitete Übergang zum Floaten mußten umfas­
sende Reformbemühungen zum Scheitern brin­
gen. Dennoch werden alle künftigen Reformarbei­
ten auf den großen Wurf des Zwanziger-Ausschus­
ses zurückgreifen müssen.

Der Ausschuß schlug gleichzeitig eine Reihe von 
Sofortmaßnahmen vor. Er regte u. a. die baldige 
Errichtung eines Rates auf Ministerebene an, der 
die notwendigen Entscheidungsvollmachten für 
die Aufsicht über das internationale Währungs­
system haben sollte. Für die Zwischenzeit wurde 
ein „In terim “ -Ausschuß gegründet, der sich ähn­
lich wie der Zwanziger-Ausschuß zusammensetzte. 
Obwohl er nur beratende Funktion hatte, erwies 
er sich als das bahnbrechende politische Len­
kungsorgan des IWF.

Der Interim-Ausschuß beschränkte sich in realisti­
scher Einschätzung des Möglichen auf eine evolu­
tionäre Fortentwicklung des Währungssystems. Es 
gelang ihm, bereits im Januar 1976 in Jamaika 
Übereinstimmung über die wesentlichen Elemente 
der neuen Währungsregelungen zu erzielen. Im 
April 1976 verabschiedete der IWF-Gouverneursrat 
daraufhin die Neufassung des IWF-Übereinkom- 
mens. In der Bundesrepublik Deutschland wurde 
das „Gesetz zu dem Übereinkommen über den 
Internationalen Währungsfonds in der Fassung 
von 1976 (IWF-Gesetz)“ Anfang 1978 von den ge­
setzgebenden Körperschaften ratifiziert (s. BGBl. 
1978 II, S. 13 ff.). Die Bundesrepublik Deutschland 
hatte in den internationalen Beratungen maßgeb­
lichen Einfluß. Ihren Vorstellungen wurde in allen 
wichtigen Fragen Rechnung getragen.

Die Abkommensänderungen lassen sich wie fo lgt 
zusammenfassen:

□  Flexiblere Wechselkursregelungen

□  Verringerte Rolle des Goldes

G  Größere Bedeutung der Sonderziehungsrechte

□  Vereinfachte Abwicklung der IWF-Geschäfts- 
tätigkeit
□  Verbesserte IWF-Organisation

□  Errichtung eines Rates auf Ministerebene

Flexiblere Wechselkursregelungen

Die in Artikel IV niedergelegten Wechselkursrege­
lungen sind ein Kernstück der Neufassung. Ihre 
wesentlichen Elemente sind: Grundsätzliche Frei­
heit der M itglieder in der Wahl des Wechselkurs­
systems; Verpflichtung zu stabilitätsorientierter 
W irtschaftspolitik; Überwachungsfunktion des IWF. 
Der IWF hatte zwar bereits seit Ende der 60er 
Jahre eine größere W echselkursflexibilität zuge­
lassen. So wurden im Smithsonian Realignment 
im Dezember 1971 die Bandbreiten erweitert; der 
Fonds hatte auch de facto das Floaten zugelas­
sen. Legalisiert wurde es erst mit den neuen Be­
stimmungen.

Den M itgliedern w ird ein großes Maß an Freiheit 
in der Ausgestaltung ihres Wechselkursregimes 
eingeräumt. So können sie

□  den Wert ihrer Währung in Sonderziehungs­
rechten (SZR) oder in einem anderen Maßstab mit 
Ausnahme des Goldes aufrechterhalten;

□  Gemeinschaftsregelungen wählen, in denen sie 
den Wert ihrer Währung im Verhältnis zum Wert 
der Währung oder der Währungen anderer M it­
glieder aufrechterhalten (wie z. B. im EG-Wechsel- 
kursverbund);

□  andere Wechselkursregelungen ihrer Wahl tref­
fen.

Im Sinne der bereits erwähnten Vorsorge fü r künf­
tige Entwicklungen ist ferner vorgesehen, daß der 
Fonds m it einer Mehrheit von 8 5 %  der Stimmen 
-  also ohne erneute Abkommensänderung -  Vor­
kehrungen für die Einführung eines weitverbreite­
ten Systems von Wechselkursregelungen auf der 
Grundlage stabiler, aber anpassungsfähiger Pari­
täten treffen kann. Der gemeinsame Nenner in 
einem solchen System darf aber weder Gold noch 
eine Währung sein. Im übrigen bleiben auch in 
diesem Fall die M itglieder in der Wahl ihres 
Wechselkurssystems frei.

Der Freiheit sind Schranken gesetzt. Manipulatio­
nen der Wechselkurse mit dem Ziel, eine w irk­
same Zahlungsbilanzanpassung zu verhindern 
oder einen unfairen Wettbewerbsvorteil zu erlan­
gen, sind zu vermeiden. Artikel IV ste llt im Gegen­
satz zum Bretton-Woods-Abkommen ausdrücklich 
den zwingenden Zusammenhang zwischen Stabili­
tät im Innern und Stabilität nach außen her. Die 
M itglieder sind aufgefordert zu einer stabilitäts­
orientierten Wirtschafts- und Finanzpolitik, die zu 
einem geordneten Wirtschaftswachstum bei ange­
messener Preisstabilität führt. Die Einbeziehung
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der binnenwirtschaftlichen Stabilität als Grund­
voraussetzung für stabile Wechselkursbeziehun­
gen war seit langem ein deutsches Anliegen. Sta­
bile Wechselkurse können nicht durch Interventio­
nen am Devisenmarkt erzwungen werden; sie sind 
vielmehr das Ergebnis gleichgerichteter, stabiler 
Wirtschaftsentwicklungen in den Partnerländern.

Überwachung der Wechselkurspolitik

Wichtig ist des weiteren die Bestimmung, wonach 
der Fonds die Wechselkurspolitik seiner M itglie­
der strikt überwachen soll. Das IWF-Direktorium 
hat hierfür besondere Grundsätze aufgestellt, von 
denen sich alle M itglieder leiten lassen müssen. 
Sie betreffen z. B. die Interventionspolitik an den 
Devisenmärkten (Berücksichtigung der Interessen 
der Partnerländer!) und die Rolle der Wechsel­
kurse im Anpassungsprozeß. Konkrete Durchset­
zungsmöglichkeiten hat der Fonds freilich nur bei 
Kreditgewährungen an seine M itglieder; In den 
höheren Kredittranchen werden Gewährung und 
Auszahlung der Kredite an die Aufstellung und 
Durchführung von Stabilisierungsprogrammen ge­
bunden. Auf Überschußländer kann der Fonds nur 
im Rahmen der regelmäßigen Konsultationen oder 
anläßlich von etwaigen Sonderkonsultationen ein­
wirken. Immerhin haben die internationalen Dis­
kussionen der letzten Monate deutlich gemacht.

daß auch Regierungen von Ländern in einer star­
ken Zahlungsbilanzposition sehr wohl auf die 
Weltmeinung Rücksicht nehmen müssen.

Angesichts großer Kursausschläge im Floating- 
System sind neuerdings verstärkte Zweifel an der 
Weisheit dieser Praxis lautgeworden. Auch der 
DM-Kurs war zuweilen Kräften ausgesetzt, die 
nicht nur mit den zugrundeliegenden w irtschaft­
lichen Tendenzen im In- und Ausland zu erklären 
waren. Letztlich gibt es aber keine Alternative, so­
lange die Wirtschafts- und Preisentwicklungen er­
heblich divergieren. Erst durch die Flexibilität 
nach außen hat die Bundesrepublik die Möglich­
keit erhalten, sich gegen außenwirtschaftliche Ein­
flüsse besser abzuschirmen und die Geldmenge 
im Innern wunschgemäß zu steuern. Dem steht 
der engere Währungszusammenhalt in Europa 
nicht entgegen, weil ja in unseren Nachbarländern 
der Geldwertstabilität eine ähnlich hohe Priorität 
eingeräumt wird wie bei uns. Das vorsorglich im 
Abkommen skizzierte weltweite Paritätensystem 
dürfte indes in absehbarer Zukunft nicht erreich­
bar sein.

Verringerte Rolle des Goldes

Die Goldbestimmungen in Artikel V und in An­
hang B und C der Neufassung sind, wie die Wech­
selkursvorschriften, ein Konglomerat aus der Fest-
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Schreibung der inzwisctien eingetretenen Entwicl<- 
lung und ecliten Neuerungen.

Der Marl^tpreis für Gold hatte sich seit langem 
weit über dem Niveau des offiziellen Goldpreises 
bewegt. Nach den bisherigen Vorschriften durfte 
Währungsgold von den Zentralbanl<en nur zum 
offiziellen Goldpreis angekauft werden -  es war 
daher zunehmend immobil geworden.

In der Neufassung des Übereinl<ommens sind nun 
die Bestimmungen über einen offiziellen Gold­
preis weggefallen. Folgerichtig mußte auch die 
Golddefinition des SZR entfallen. Wie bereits be­
richtet, darf Gold auch nicht als gemeinsamer 
Nenner eines etwaigen künftigen Paritäten­
systems fungieren. Schließlich sind die M itglieder 
nicht mehr zu Goldgeschäften mit dem IWF ver­
pflichtet. Solche Geschäfte sind auf fre iw illiger 
Basis weiterhin zulässig. Sie sind aber einer vor­
herigen Zustimmung von 85%  der Stimmen unter­
worfen und müssen zu einem Preis auf der Basis 
des Marktpreises durchgeführt werden. Geld­
geschäfte der Währungsbehörden untereinander 
und am Markt sind jetzt zu frei vereinbarten Prei­
sen möglich.

Wie sieht es mit der Verringerung der Rolle des 
Goldes als Währungsreserve aus? Als Teil der 
nationalen Währungsreserven behält das Gold 
natürlich seine Bedeutung bei -  wenn auch offen­
bar in veränderter Form. So wurde das Währungs­
gold in der Praxis der letzten Jahre mehrfach als 
Pfand für Währungskredite verwendet. Dabei 
wurde es in Anlehnung an den Marktpreis bewer­
tet. Immerhin sind Schritte eingeleitet worden, die 
z.T. auch zu einer Verringerung der Rolle des 
Goldes als Währungsreservebestandteil beitragen. 
Seit 1976 veräußert der IWF im Rahmen eines 
Vierjahresprogramms zunächst ein Drittel seiner 
eigenen Goldbestände. Er bedient sich dazu 
zweier Methoden. Die eine Hälfte des Betrags 
(25 Mill. Unzen) w ird direkt an die M itglieder zum 
früheren offiziellen Goldpreis von 35 SZR je Unze 
zurückverkauft („Restitution“ ). Damit wird zwar 
die Rolle des Goldes nicht verringert; der Fonds 
setzt aber wenigstens ein Signal, indem er sich 
von seinen Goldbeständen trennt. Die andere 
Hälfte des Betrags wird durch Versteigerungen 
am Markt verkauft. Solange nicht Währungsbehör­
den als Käufer auftreten, wird in diesem Umfang 
tatsächlich Währungsgold vernichtet. Der über den 
ehemaligen offiziellen Goldpreis hinausgehende 
Mehrerlös wird zum Teil d irekt an Entwicklungs­
länder ausgeschüttet und zum Teil für langfristige 
Kredite zu weichen Bedingungen an besonders 
bedürftige Entwicklungsländer verwendet. Zu die­
sem Zweck ist dem IWF der sog. Treuhandfonds 
angegliedert worden. Für die Geschäftstätigkeit 
des IWF g ilt ja allgemein das Prinzip der Gleich­
behandlung seiner M itglieder. Hilfen für einen

ausgewählten Kreis von Ländern konnten daher 
nur in Form einer Spezialkonstruktion zur Verfü­
gung gestellt werden.

Das neugefaßte Übereinkommen sieht weitere 
Goldverkaufsmöglichkeiten in den beiden geschil­
derten Formen vor. Dabei brauchen Mehrerlöse 
nicht nur einem begrenzten Empfängerkreis zu­
gutezukommen: sie könnten auch zur Finanzie­
rung der normalen Zahlungsbilanzkredite des IWF 
verwendet werden.

Die Bundesrepublik Deutschland kann mit diesen 
Änderungen zufrieden sein. Zu begrüßen ist das 
Bestreben, die irrationale Komponente Währungs­
gold im Währungssystem allmählich zu verringern. 
Zugleich wurde sichergestellt, daß das in den 
Währungsreserven enthaltene Gold weiterhin ver­
wendbar bleibt. Überdies konnte man den Forde­
rungen der Entwicklungsländer nach umfangrei­
cheren Zahlungsbilanzhilfen entgegenkommen. 
Eine abrupte und ohnehin nur schwer vorstellbare 
sofortige „Dem onetisierung“ des Goldes hätte je­
denfalls schwerlich den Interessen der Bundes­
republik entsprochen.

Größere Bedeutung der SZR

Parallel zur verringerten Rolle des Goldes fä llt 
dem Sonderziehungsrecht (SZR) in den neuen 
Statuten eine bedeutsamere Rolle zu. In den Be­
stimmungen über etwaige Bezugsgrößen fü r die 
Wechselkurse rückt das SZR an die Stelle des 
früheren gemeinsamen Nenners Gold. Die Ver­
pflichtung zur Einzahlung eines Viertels der Quo­
ten in Gold wurde ersetzt durch SZR-Einzahlun- 
gen. Die Statistiken und Berechnungen des Fonds 
werden weitestgehend auf SZR-Einheiten umge­
stellt. Die als eine der Sofortmaßnahmen des 
Zwanziger-Ausschusses im Juni 1974 eingeführte 
Bewertungsmethode des SZR anhand eines Wäh­
rungskorbs hat sich bewährt, ln wachsendem Um­
fang nimmt das SZR in internationalen Überein­
kommen die früher dem Gold vorbehaltene Rolle 
der internationalen Verrechnungseinheit wahr.

Große Bedeutung wird von manchen der in die 
Abkommensänderung eingegangenen Zielsetzung 
beigemessen, wonach das SZR zum Hauptreserve­
medium des internationalen Währungssystems 
werden soll (Artikel VIII). Zahlreiche Abkommens­
änderungen sind darauf abgestellt, indem sie der 
technischen Verbesserung des SZR und der Aus­
dehnung seiner Verwendungsmöglichkeiten gewid­
met sind. Hier können beispielhaft nur einige die­
ser Neuerungen aufgeführt werden. Erstmals ist 
die Möglichkeit geschaffen worden, daß SZR unter 
den Teilnehmern auch ohne besondere Genehmi­
gung durch den Fonds gegen Währungen ge- und 
verkauft werden können. Im Gegensatz zu allen 
anderen Transaktionen des Fonds braucht für 
solche Transaktionen kein Zahlungsbilanzbedarf
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vorzuliegen. Der IWF kann ferner aucli neue Arten 
von SZR-Transaktionen zulassen, die nicht aus­
drücklich im Abkommen vorgesehen sind. Gedacht 
ist an Verpfändungen, Darlehen oder die unent­
geltliche Übertragung von SZR. Eine weitere Libe­
ralisierung des SZR-Systems besteht in der Herab­
setzung der für eine Änderung der Rekonstitutions­
vorschriften erforderlichen Stimmenmehrheit auf 
70% . Wie erinnerlich, war anläßlich der Schaffung 
der SZR 1969 der Streit um den Charakter des 
SZR als Kreditziehungsmöglichkeit einerseits und 
als unbegrenztes Reservemedium andererseits 
dadurch beigelegt worden, daß eine Verpflichtung 
zum Halten von 30%  der SZR-Zuteilung im Durch­
schnitt des ersten Zuteilungszeitraumes von fünf 
Jahren vereinbart wurde. Hatte ein Land also über 
einen längeren Zeitraum hinweg z.B . 100%  sei­
ner zugeteilten SZR zum Erwerb fremder Währun­
gen in Anspruch genommen, so mußte es sich a ll­
mählich um die „Rekonstitution“ -  den Rück­
erwerb von SZR zur Aufrechterhaltung des vorge­
schriebenen Mindestbestandes -  bemühen.

Der Interim-Ausschuß hat am 24. September 1978 
empfohlen, die Rekonstitutionsverpflichtung von 
30 auf 15%  zu ermäßigen — eine der ersten kon­
kreten Auswirkungen des neugefaßten Überein­
kommens.

Erneute SZR-Zuteilung

Wie steht es um die angestrebte Entwicklung des 
SZR zum Hauptreservemedium des Systems? Die 
Befürworter einer SZR-Zuteilung stützen sich nicht 
zuletzt auf diese im Abkommen enthaltene Ab­
sichtserklärung. Es ist jedoch fraglich, ob gegen­
wärtig die ebenfalls im Abkommen enthaltene Be­
dingung für eine SZR-Zuteilung erfü llt ist, näm­
lich „ein weltweiter Bedarf an Ergänzung der vor­
handenen Währungsreserven“ . Die Bundesrepu­
blik Deutschland hat jedenfalls erst nach langem 
Zögern einer erneuten Zuteilung von je 4 Mrd. 
SZR für einen Dreijahreszeitraum zugestimmt (in 
der genannten Sitzung des Interim-Ausschusses 
vom 24.9.1978). Ob mit dieser Entscheidung die 
SZR stärker in die Rolle des Hauptreserve­
mediums hineinwachsen, mag angesichts der 
überreichlich vorhandenen Dollarliquid ität dahin­
gestellt bleiben.

Eine weitere Empfehlung des Interim-Ausschusses 
vom 24.9.1978 wird jedoch mit Sicherheit das 
„Standing“ der SZR beeinflussen: Mit der Anhe­
bung der Verzinsung der SZR wird das Halten von 
SZR für Währungsbehörden attraktiver gemacht.

Die Beratungen der Abkommensänderung haben 
jedenfalls nicht dazu geführt, daß die Annahme­
grenze für SZR -  und in diesem Umfang die zu­
sätzliche Reserveschaffung aus dem Nichts -  ge­
ändert worden wäre. Solange unsere Überschuß­
position anhält, sind w ir auch für die Zukunft nur

verpflichtet, SZR in Höhe von 200%  der uns zu­
geteilten SZR gegen die Hingabe frei verwend­
barer Währung anzunehmen.

Die Verfasser der Abkommensänderung nahmen 
die Gelegenheit wahr, auch zahlreiche Verbesse­
rungen zur Abwicklung der IWF-Geschäftstätigkeit 
in das Übereinkommen einzuführen. Die Verbes­
serungen stützen sich auf die bisherige Praxis der 
IWF-Tätigkeit. Zur Veranschaulichung seien zwei 
dieser Verbesserungen hier angeführt. Nach dem 
neugefaßten IWF-Übereinkommen kann der Fonds 
verlangen, daß Währungen von Ländern in starker 
Zahlungsbilanz- und Reserveposition bei Ziehun­
gen in eine frei verwendbare Währung konvertiert 
werden müssen. Zuvor brauchten sich die M it­
g liedsländer dieser Übung nur auf fre iw illiger Ba­
sis zu unterziehen.

Eine andere Verbesserung räumt den Mitgliedern 
weitergehende Möglichkeiten zur Ausnutzung 
ihres Kreditspielraums ein als bisher. Ziehungen 
im Rahmen der Sonderfazilitäten wie z. B. der 
Kompensatorischen Exporterlösausfallfazilität kön­
nen jetzt bereits zu einem Zeitpunkt vorgenom­
men werden, in dem die Ziehungsrechte im Rah­
men der unkonditionierten Reservetranche (nor­
malerweise 25%  der Quote) noch nicht in An­
spruch genommen w'orden sind.

Eine der wichtigsten organisatorischen Neurege­
lungen betrifft die Mehrheitserfordernisse bei Ab­
stimmungen. Im bisherigen Übereinkommen gab 
es eine V ielfalt von verschiedenen Mehrheitserfor­
dernissen. Das neugefaßte Übereinkommen sieht 
generell nur noch zwei verschiedene Mehrheiten 
vor: die 70% ige und die -  für die wichtigeren 
Entscheidungen maßgebende -  85% ige. In der 
Praxis ist wichtig zu wissen, daß die USA allein 
über 21,5%  der Stimmen verfügen. Die EG-Län­
der zusammen haben einen Stimmenanteil von 
über 27% . Der Stimmenanteil der Bundesrepublik 
Deutschland beträgt 5,5% .

Errichtung eines Rates auf Ministerebene

Nach Artikel XII des neugefaßten Übereinkom­
mens kann der Gouverneursrat mit 85%  seiner 
Stimmen die Errichtung eines Rates auf M inister­
ebene beschließen. Der Empfehlung des Zwanzi­
ger-Ausschusses vom Juni 1974 folgend, soll d ie­
ser Rat im Gegensatz zum Interim-Ausschuß Ent­
scheidungsbefugnisse haben. Seine Aufgaben wä­
ren praktisch die des Interim-Ausschusses: die 
Überwachung und Steuerung des internationalen 
Währungssystems sowie des internationalen An­
passungsprozesses und der Entwicklung der glo­
balen internationalen Liquidität; auch die Frage 
des Transfers realer Ressourcen an die Entwick­
lungsländer würde zu den Prüfungsaufgaben die­
ses Gremiums gehören.
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